
 
 
 

1 
 
 

 
Gewaltschutzkonzept in Flüchtlingsunterkünften 

 

1 Grundlagen .......................................................................................................... 2 

2 Gewaltdefinition ................................................................................................... 3 

3 Zielgruppen ......................................................................................................... 3 

4 Risikoanalyse ...................................................................................................... 3 

4.1 Monitoring .......................................................................................................4 

4.2 Erforderliche Rahmenbedingungen ................................................................4 

4.2.1 Belegung ..................................................................................................4 

4.2.2 Bauliche Maßnahmen ..............................................................................5 

4.3 Standards der Einrichtung ..............................................................................5 

4.3.1 Leitbild und Hausordnung ........................................................................5 

4.3.2 Personalanforderungen ...........................................................................6 

4.3.3 Bewohnerrat ............................................................................................6 

5 Schulung des Haupt- und ehrenamtlichen Personals .......................................... 7 

5.1 Schulungsthemen ...........................................................................................7 

5.2 Schulungsmaterial ..........................................................................................7 

5.3 Externe und interne Hilfsangebote .................................................................7 

5.4 Zusammenarbeit bundesweiter Hilfetelefone und Flüchtlingssozialarbeit ......7 

6 Koordination des Gewaltschutzkonzeptes und Beschwerdemanagement .......... 8 

7 Ablaufschemata bei Verdachtsfällen und akuten Fällen von Gewalt ................... 9 

7.1 Einrichtungsspezifische Ablauf- und Notfallpläne ...........................................9 

7.2 Verlegungen von Tätern und/oder Opfern ......................................................9 

8 Zuständigkeit der unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung .................... 10 

9 Zuständigkeiten des RP / der Kommune für die Einrichtung einer 
Steuerungsgruppe ............................................................................................. 10 

10 Finanzierung ...................................................................................................... 11 

Literaturverzeichnis .................................................................................................. 13 

Glossar - Formen von Gewalt ................................................................................... 14 

Checkliste für die Gestaltung von Schutz, Sicherheit und Gewaltfreiheit ................. 18 

Ablaufschemata für Gewaltsituationen / Umgang mit Schutzbedürftigen ................. 20 

 

  



 
 
 

2 
 
 

1 Grundlagen 
Die Verbände der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg leisten mit ihren 

Mitgliedseinrichtungen an der Seite der Landesregierung, der Landkreise und Kommunen, 

die Versorgung, Beratung und Unterstützung von Asylsuchenden und Flüchtlingen im 

Rahmen ihres Selbstverständnisses und des Flüchtlingsaufnahmegesetztes Baden-

Württembergs.  

Das Land ist seitens der Ligaverbände der freien Wohlfahrtspflege aufgefordert, eine 

qualifizierte Beratung und Unterstützung der Asylsuchenden durch freie gemeinnützige 

Träger, entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip, in allen Phasen des Asylverfahrens für 

mindestens die ersten 24 Monate des Aufenthalts sicherzustellen. Unabhängig von der 

jeweiligen Unterbringungsebene. Dies umfasst auch die Etablierung entsprechender 

Beratungs- und Hilfsstrukturen für alle Unterbringungsebenen. Dazu sind einheitliche 

Standards erforderlich, deren Umsetzung einer Koordination sowie einer ausreichenden 

Finanzierung bedarf. 

Zu den Hilfsstrukturen, die innerhalb und im Umfeld von Flüchtlingsunterkünften 

gewährleistet sein müssen, gehört auch ein effektiver Gewaltschutz. Dieser bedarf 

Präventionsangebote, Interventionsabläufe und die Festlegung von Zuständigkeiten sowie 

einer regelmäßiger Überprüfung.  

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat hierzu in 

Zusammenarbeit mit UNICEF und einem breiten Netzwerk von Partnern, so auch den 

Ligaverbänden der freien Wohlfahrtspflege, bundesweit „Mindeststandards zum Schutz von 

Kindern, Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften“ definiert.   

Die vorliegende Rahmenkonzeption folgt den genannten Mindeststandards sowie bisherigen 

Positionspapieren und Arbeitshilfen der Ligaverbände zur Flüchtlingsaufnahmesituation und 

Ausgestaltung humanitärer und rechtlicher Standards. Zugleich bilden praktisches 

Erfahrungswissen von Mitarbeitenden und Fachkräften der Flüchtlingssozialarbeit aus den 

Ligaverbänden sowie der Kirchen, und das Wissen aus Gewaltschutzprojekten, die derzeit 

erarbeitet werden, die Grundlage für die vorliegende Rahmenkonzeption. 

Flüchtlingsunterkünfte unterscheiden sich nach Ihrer Funktion und ihrer Größe, ihrer Lage, 

der Zusammensetzung der Bewohner*innen, der Träger und der räumlichen und personellen 

Ausstattung. Bei der Bearbeitung des Themas „Gewaltschutz“ und der Anpassung an die 

jeweilige Unterkunft, werden folglich zu jedem einzelnen Aspekt die Gegebenheiten in den 

Unterkünften mit der Beschreibung abgeglichen und mögliche Abweichungen benannt, die 

berücksichtigt werden müssen. Das Rahmenkonzept soll es ermöglichen, die Einheitlichkeit 

in Qualität und Zielsetzung mit der notwendigen Unterschiedlichkeit in der konkreten 

Ausgestaltung von Gewaltschutzmaßnahmen zu verbinden. Beigefügt sind hierzu mehrere 

Arbeitshilfen, auf die jeweils im Textzusammenhang verwiesen wird. 
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2 Gewaltdefinition 
Wenn von Gewalt in Flüchtlingsunterkünften die Rede ist, so handelt es sich dabei nicht nur 

um physische Gewalt. Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Ungleichbehandlung, mangelnde 

Kommunikation sowie fehlende Transparenz der Abläufe in und außerhalb der Unterkünfte, 

stellen ebenfalls Formen der Gewalt dar, welche für die Entstehung von Konflikt- und 

Gewaltsituationen in Flüchtlingsunterkünften relevant sind. Wichtig für die Erstellung eines 

Gewaltschutzkonzeptes ist ein Bewusstsein für die unterschiedlichen Dimensionen von 

Gewalt:  

 physische Gewalt (insbesondere in Paarbeziehungen oder gegen Kinder), 

  emotionale und sexualisierte Gewalt  

  religiös motivierte Gewalt 

 Gewalt gegen Kinder: Körperliche und seelische Misshandlung, sexueller Missbrauch, 

physische und psychische Vernachlässigung  

 Geschlechtsspezifische Gewalt wie: Häusliche Gewalt, Gewalt im Namen der Ehre, 

Zwangsverheiratung, Menschenhandel und Genitalverstümmelung. 1  

3 Zielgruppen 
Alle Bewohner*innen, aber insbesondere die besonders schutzbedürftigen Gruppen sowie 

Mitarbeitende sind Zielgruppen des Gewaltschutzkonzeptes. Im Sinne der EU 

Aufnahmerichtlinie 2013/33 gehören zu den besonders schutzbedürftigen Personen  

 Minderjährige 

 Menschen mit Behinderungen 

 Ältere Menschen 

 Personen mit schweren körperlichen Krankheiten oder psychischen Erkrankungen 

 Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, 

physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben 

 Schwangere Frauen  

 Allein reisende Frauen (mit minderjährigen Kindern) 

 Opfer von Menschenhandel  

 zu diesen besonders vulnerablen Gruppen sind auch LSBTTIQ-Flüchtlinge und 

Angehörige religiöser Minderheiten zu zählen 

4 Risikoanalyse 
Die Risikoanalyse zur Identifikation und Bewertung von Risiken soll unter Beteiligung der 

Bewohner*innen sowie der unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung der jeweiligen 

Unterkunft entwickelt und in zwei Schritten vorgenommen werden.  

Zunächst sollen Befragungen der Heimleitung, der Mitarbeitenden sowie der 

Bewohner*innen durchgeführt und Risiken ermittelt werden. Ergänzt wird die Risikoanalyse 

                                            
1
 Dem Dokument ist ein Glossar angehängt, in welchem die unterschiedlichen Gewaltformen erläutert werden.   
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mit einer Begehung der Einrichtung sowie des umliegenden Geländes unter Verwendung 

einer Checkliste.2  

Die Risikoanalyse sollte jährlich durchgeführt und die draus resultierenden Bedarfe sollten 

umgehend implementiert werden.  

4.1 Monitoring 
Regelmäßige Überprüfung und Anpassung des Gewaltschutzkonzeptes  

Ein regelmäßiges Monitoring zur Umsetzung und Weiterentwicklung des 

Gewaltschutzkonzeptes soll unter Beteiligung der Bewohner*innen sowie der unabhängigen 

Sozial- und Verfahrensberatung gemäß §3 FlüAG der jeweiligen Unterkunft entwickelt 

werden. 

4.2 Erforderliche Rahmenbedingungen  
für Erstaufnahmeeinrichtungen sowie die vorläufige Unterbringung bzw. 
Anschlussunterbringung 

4.2.1 Belegung 
Bei der Belegung sind individuelle, kulturelle und religiöse Aspekte zu berücksichtigen. 

Besonders schutzbedürftige Personengruppen werden nicht in Erstaufnahmeeinrichtungen 

bzw. Notunterkünften, sondern sofort in entsprechenden Wohnunterkünften oder 

speziellen Einrichtungen untergebracht. 

Der besondere Schutzbedarf ist bereits bei der Registrierung zu identifizieren. Da die 

Erfahrung zeigt, dass spezielle Einrichtungen lange Wartelisten haben, sind hierfür in jedem 

Regierungsbezirk Wohnungen bereitzuhalten, um die Menschen außerhalb der Einrichtung 

unterbringen zu können. Ist eine Unterbringung in speziellen Einrichtungen und Wohnungen 

nicht unmittelbar möglich, müssen in Erstaufnahmeeinrichtungen die Gebäude 

zielgruppenspezifisch ausgerichtet sein, d.h. für Familien, allein reisende Frauen, allein 

reisende Männer und Menschen mit Behinderungen.  

Alle Bewohner*innen müssen in separaten, abschließbaren Wohneinheiten in 

Erstaufnahmeeinrichtungen untergebracht werden. Außerdem müssen in der vorläufigen 

und der Anschlussunterbringung, zum Schutz von Schwangeren, Neugeborenen und Kindern 

(beheizbares Bad, Babybadewanne, Wickeltisch, Kochmöglichkeit für Säuglingsnahrung), 

höhere hygienische Anforderungen beachtet werden. 

  

                                            
2
 Eine Liste der potentiellen Risikofaktoren, die zu berücksichtigen sind, ist diesem Dokument angehängt.   
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4.2.2 Bauliche Maßnahmen 
Bei den baulichen Anforderungen ist zu berücksichtigen: 

 Keine Einsichtnahme in die Zimmer durch brandschutzsichere Vorhänge, Klebefolien, 

oder Rollläden. 

 Abschließbare, nach Geschlechtern getrennte Zimmer, Duschen, Toiletten und 

Waschgelegenheiten (Generalschlüssel bei Security). Hierfür wäre ein abschließbares 

Kartensystem mit sog. Berechtigungskarten geeignet. Bis dies installiert bzw. 

umgesetzt ist, müssen in allen Zimmern abschließbare Schränke zur Verfügung 

stehen (Mindeststandard). 

 Die Toiletten müssen abschließbar sein, ebenso die geschlechtergetrennten sanitären 

Anlagen. Duschtrennwände/Duschkabinen gehören ebenso zum Mindeststandard 

und müssen in jeder sanitären Anlage vorhanden sein, um die Intim- und 

Privatsphäre zu schützen. 

 Schutzräume für Frauen und Kinder sowie Rückzugsräume (Frauenraum, 

Männerraum, Hausaufgaben- und Spielraum) müssen vorhanden und in akuten 

Gewaltsituationen unmittelbar nutzbar sein. 

 In Erstaufnahmeeinrichtungen muss eine Kindertagesstätte nach den Standards des 

SGB VIII eingerichtet sein 

 In Erstaufnahmeeinrichtungen müssen Freizeiträume vorhanden sein (z.B. 

Internetcafé, WLAN, Tischtennisraum, Bibliothek, etc.). 

 Sanitäreinrichtungen und die genannten öffentlichen Räume müssen vom 

Fachpersonal gereinigt werden. 

 Eine Installation von Kameras im Außenbereich und vor Sanitäreinrichtungen muss 

gegeben sein. 

 Helle Beleuchtung in Bädern, Fluren und im Außenbereich sind sicherzustellen. 

 Mehrere kleine Kücheneinheiten zur Selbstversorgung: In jeder 

Unterkunftsmöglichkeit sollte allen Bewohner*innen die Möglichkeit zum 

selbstständigen Kochen gegeben werden. Mindestens sollte aber folgenden 

besonders schutzbedürftigen Gruppen die Möglichkeit zur selbstständigen 

Nahrungszubereitung gegeben werden: alten Menschen, kranken Menschen, 

schwangeren Frauen, Müttern von Säuglingen und Kleinkindern. Weiterhin muss 

allen Bewohner*innen genug Obst und Gemüse zur Verfügung gestellt werden. Der 

jeweilige Caterer sollte vermehrt auf die Ernährungsgewohnheiten der 

Herkunftsländer eingehen. Diese Bedarfe können durch Befragung der 

Bewohner*innen ermittelt werden.  

4.3 Standards der Einrichtung 

4.3.1 Leitbild und Hausordnung 
Im Rahmen einer Hausordnung, in der die Grundregeln des Zusammenlebens in der 

Einrichtung erklärt werden, wird der Grundsatz der Gewaltfreiheit sowie eines respektvollen, 

grenzachtenden und wertschätzenden Umgangs miteinander festgehalten. Über 
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Konsequenzen im Falle von Gewalt wird zielgruppenspezifisch informiert. Es gibt 

Formate/Infoveranstaltungen, die in verschiedenen Sprachen, geschlechtergetrennt sowie 

für Kinder durchgeführt werden. Im Anschluss sollen spezielle, nach Geschlechtern 

getrennte Treffen stattfinden, um sich über die Informationen auszutauschen. 

Das Leitbild, das die Grund- und Menschenrechte beinhaltet, wird sowohl den 

Bewohner*innen bei der Ankunft, als auch allen in der Einrichtung tätigen (haupt- und 

ehrenamtlichen) Mitarbeitenden (inkl. Hausmeister, Security, Catering und 

Reinigungspersonal) vor Beginn der Anstellung bzw. des Engagements vermittelt 

(Schulungen) und ist für alle verbindlich und schriftlich (z.B. im Arbeitsvertrag) zu 

unterzeichnen und einzuhalten. 

4.3.2 Personalanforderungen  
Die schriftliche Einwilligung in die Anerkennung des Gewaltschutzkonzeptes ist Bestandteil 

des Arbeitsvertrages. Schweigepflichterklärung und erweitertes polizeiliches 

Führungszeugnis, ggf. auch eine Sicherheitsüberprüfung, sind verpflichtende 

Qualitätsstandards für haupt- und ehrenamtliche Mitarbeitende in der Einrichtung. 

Sollte in der Flüchtlingsunterkunft ein Wachschutz eingesetzt werden, muss gewährleistet 

werden, dass dieser rund um die Uhr erreichbar ist, wobei der Einrichtungsträger darauf 

achten muss, dass auch weibliches Wachpersonal eingestellt sowie nachts eingesetzt wird. 

Die Telefonnummer des Wachschutzes bzw. andere Notrufnummern sollten allen 

Mitarbeitenden sowie allen Bewohner*innen bekannt gemacht werden. Über die Aufgaben 

eines Wachschutzes ist zielgruppengerecht und mehrsprachig zu informieren. 

Der Zugang zu ausgebildeten bzw. geschulten Sprachmittler*innen ist jederzeit zu 

gewährleisten. 

Außerdem sollte das Ärztenetzwerk um Psycholog*innen/Neurolog*innen/ 

Traumatherapeut*innen erweitert werden, um so die Behandlung bzw. eine Ansprechperson 

für besonders vulnerable Personen zu gewährleisten. 

4.3.3 Bewohnerrat 
Ein Bewohnerrat wird von den Bewohner*innen der Unterkünfte gewählt, welcher die 

Lebensqualität in der Unterkunft, besonders im Hinblick auf den Schutz von besonders 

verwundbaren Gruppen betrachten und dazu beitragen, diese zu verbessern. Ihnen ist eine 

Ansprechperson (Mitarbeiter*in) zur Verfügung zu stellen, welche die Gedanken und 

Wünsche an den runden Tisch3 weiterträgt. (Beschwerdemanagement) 

                                            
3
 Runde Tische bzw. regelmäßige Dienstbesprechungen dienen der  Regelung aller Angelegenheiten in der 

Unterkunft, tragen zur Vernetzung der Dienste und zur gegenseitigen Information bei. Beteiligte: 
Regierungspräsidium, Betreiber, Sicherheitsdienst und Sozial- und Verfahrensberatung (evtl. weitere Dienste). 
Beteiligte in der vorläufigen Unterbringung: Vertreter der Unterbringungsbehörde, Leistungsbehörde, 
Betreiber, Flüchtlingsberatung. 
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5 Schulung des Haupt- und ehrenamtlichen Personals 

5.1 Schulungsthemen 
Die unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung bzw. die Flüchtlingssozialarbeiter*innen 

sind zuständig für die Durchführung und Organisation von Schulungen zur Gewaltprävention 

und zum Umgang mit Gewalt: 

Zu folgenden Themen sind Schulungen für alle verpflichtend und regelmäßig durchzuführen: 

 Anwendung des Gewaltschutzkonzepts in der Einrichtung 

 Ablauf und Umgang mit akuten Fällen von Gewalt  

 Deeskalationstraining und gewaltfreie Kommunikation 

 Interkulturelles Training 

 Umgang mit traumatisierten Personen 

 Spezielle Schulungen sind bedarfsorientiert durchzuführen beispielsweise zu Themen 

wie Menschenhandel und Zwangsprostitution, zu bestimmten Personengruppen wie 

LSBTTIQ, etc. 

5.2 Schulungsmaterial 
Die unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung begleitet den Prozess der 

Leitbildentwicklung der Einrichtung unter Partizipation aller Beteiligten. Sie erstellt die 

notwendigen Materialien des Leitbildes, einen Leitfaden zum Umgang mit 

Gewaltbetroffenen und besonders Schutzbedürftigen sowie die Ablauf- bzw. Notfallpläne für 

Gewaltsituationen, welche für alle zugänglich sind.  

5.3 Externe und interne Hilfsangebote 
Informationen über bestehende interne und externe Hilfesysteme müssen in 

unterschiedlichen Sprachen vorhanden sein und sichtbar in der Unterkunft ausgehängt 

werden. Die unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung stellt die Kontakte zu externen 

Hilfs- und Beratungsstrukturen her. 

5.4 Zusammenarbeit bundesweiter Hilfetelefone und Flüchtlingssozialarbeit  
24 Stunden – Information, Beratung und Unterstützung 

Bundesweite Hilfetelefone4 mit i.d.R. mehrsprachigen und rund um die Uhr erreichbaren 

Ansprechpartner*innen stehen für besonders vulnerable Zielgruppen in 

Erstaufnahmeeinrichtungen sowie in kommunalen Gemeinschaftsunterkünften zur 

Verfügung. Diese schließen die Betroffenen selbst, ihre Familien und Angehörige, ihr 

persönliches Umfeld wie z.B. Freunde sowie ehrenamtlich Helfende und hauptamtliche 

Mitarbeiter*innen der Flüchtlingssozialarbeit, in ihre Beratung mit ein.  

                                            
4 Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ (https://www.hilfetelefon.de) 

Hilfetelefon für Schwangere (http://www.schwanger-und-viele-fragen.de/de) 
Hilfetelefon Diskriminierung (http://www.fluechtlingshilfe-bw.de/projekte/begleitung/notruf-bei-diskriminierung/) 

 

https://www.hilfetelefon.de/
http://www.schwanger-und-viele-fragen.de/de
http://www.fluechtlingshilfe-bw.de/projekte/begleitung/notruf-bei-diskriminierung/
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Die bestehenden Beratungsangebote bundesweiter Hilfetelefone sind kostenlos und 

arbeiten unabhängig von sozialer und ethnischer Herkunft, Alter, Religion sowie sexueller 

Orientierung und Identität der hilfesuchenden Personen. Darüber hinaus bieten diese häufig 

die Möglichkeit der anonymen Erst- und Verweisberatung durch E-Mail, Chat und 

Kontaktformulare. Wie die unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung sowie die 

Flüchtlingssozialarbeit nach FlüAG in Baden-Württemberg, verpflichten sich die 

Beratungsstellen zur Verschwiegenheit und beachten die Grundsätze des Datenschutzes.  

Die Qualität der Beratung muss analog zur unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung 

sowie zur Flüchtlingssozialarbeit in kommunalen Gemeinschaftsunterkünften in Baden-

Württemberg auf dem Einsatz qualifizierter Fachkräfte (Sozialarbeiter*innen, 

Psycholog*innen und Mitarbeitende mit vergleichbaren Qualifikationen) beruhen. 

Soweit von den Hilfesuchenden gewünscht oder dringend erforderlich (z.B. auf Grund von 

§8a SGB VIII oder 34 StGB) können die Mitarbeitenden der bundesweiten Hilfetelefone auf 

Fachstellen vor Ort verweisen. Diese können in der konkreten Situation in der 

Aufnahmeeinrichtung z.B. die Fachberatung und Begleitung übernehmen, Hilfe initiieren und  

ggf. die Koordination mit weiteren Fachstellen sowie den zuständigen Behörden vor Ort 

sicherstellen.  

Die unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung der Ligaverbände in Baden-Württemberg 

und die Flüchtlingssozialarbeit sowie bundesweite Hilfetelefone arbeiten dabei zusammen 

um einen permanenten Zugang zum Hilfesystem zu gewährleisten. 

 Hilfetelefone und überörtliche Kontakt- und Beratungsangebote bieten eine i.d.R. 

mehrsprachige und rund um die Uhr erreichbare Erst- und Verweisberatung an. 

 Hilfesuchende, insbesondere besonders Schutzbedürftige, werden durch 

bundesweite Hilfetelefone an die unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung in 

den Gemeinschaftsunterkünften und Erstaufnahmeeinrichtungen in Baden-

Württemberg verwiesen. Auf Basis des gesetzlichen Anspruchs nach §6 Abs. 2 FlüAG 

stehen in allen Einrichtungen Baden-Württembergs regelmäßig Ansprechpartner zur 

Verfügung 

 Unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung in Erstaufnahmeeinrichtungen in 

Baden-Württemberg verweist außerhalb der eigenen Öffnungszeiten auf 

bundesweite Kontakt- und Beratungsangebote um einen permanenten Zugang zu 

Erst- und Verweisberatung sicherzustellen sowie bei Bedarf Krisenintervention zu 

ermöglichen 

6 Koordination des Gewaltschutzkonzeptes und Beschwerdemanagement  
Die Träger der unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung und der Flüchtlingsberatung 

richten die Stelle eines/einer Gewaltschutzbeauftragten ein. Diese ist zuständig für die 

Umsetzung des Gewaltschutzkonzeptes und ist Case Manager*in in Fällen von Gewalt. Die 

zur Verfügung stehenden Stellendeputate sollten möglichst sinnvoll und auch sowohl 

männlich als auch weiblich besetzt werden. Bei der/dem Gewaltschutzbeauftragten können 

Gewaltvorfälle besprochen und das weitere Vorgehen festgelegt werden.  
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Die Gewaltschutzbeauftragten tragen Sorge für die Einrichtung einer unabhängigen 

Beschwerdestelle. Außerdem sorgen sie für die Dokumentation der Beschwerden und für ein 

transparentes Beschwerdemanagement, damit Beschwerden und Mängel zur Verbesserung 

des Gewaltschutzkonzepts der Einrichtung führen.  

Örtlich sollte die Beschwerdestelle außerhalb der Einrichtung untergebracht sein. Der/die 

unabhängige Beschwerdemanager*in hat vor allem die Aufgabe, zu intervenieren, wenn 

Konflikte innerhalb der in der Einrichtung tätigen Institutionen nicht gelöst werden oder der 

Täter/die Täterin einer Gewaltanwendung Mitarbeiter*in der Einrichtung ist. 
Die Gewaltschutzbeauftragte der Einrichtung sowie die Beschwerdestelle und die 

unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung bzw. die Flüchtlingssozialarbeiter*innen 

müssen in der Einrichtung allen bekannt sein. 

7 Ablaufschemata bei Verdachtsfällen und akuten Fällen von Gewalt 

7.1 Einrichtungsspezifische Ablauf- und Notfallpläne  
Einrichtungsspezifische Ablauf- und Notfallpläne werden von der unabhängigen Sozial- und 

Verfahrensberatung bzw. den Flüchtlingssozialarbeiter*innen, in Zusammenarbeit mit 

anderen Akteuren in der jeweiligen Einrichtung erstellt.  

Ablauf- und Notfallpläne dienen dazu, folgende Punkte zu bearbeiten:5  

 Einschätzung der Gefährdungslage  

 Sicherung des unmittelbaren Schutzes des Opfers vor weiterer Gewalt  

 Dokumentation der Gewaltsituation und der Aussage der Beteiligten 

 Kontaktdaten der zuständige Fachberatungsstellen, je nach Schutzbedarf und 

Gewaltform 

 Dolmetscher*innen und gegebenenfalls externe Kooperationspartner hinzuziehen 

 Beratung der von Gewalt betroffenen Person in ungestörter Atmosphäre (ohne 

Kind/Täter/in) 

 Information über die Möglichkeit einer Anzeigeerstattung bei der Polizei 

 Bei Verdacht einer Kindeswohlgefährdung erste Risikoabschätzung und 

gegebenenfalls Benachrichtigung des Jugendamtes und eventuell der Polizei.  

 Konsultation von Ärzt*innen, Rechtsanwält*innen etc. 

7.2 Verlegungen von Tätern und/oder Opfern 
Bei drohender Gewalteskalation muss nach Einschätzung der unabhängigen Sozial- und 

Verfahrensberatung bzw. den Flüchtlingssozialarbeiter*innen in Kooperation mit den 

zuständigen Behörden (Regierungspräsidium bzw. kommunale Unterbringungsbehörde) eine 

Verlegung erwirkt werden können. In akuten Fällen von Gewalt muss eine zeitnahe bzw. 

sofortige Verlegung von (potentiellen) Tätern und/oder Opfern erfolgen (gemäß des 

Gewaltschutzgesetzes).  

                                            
5
 Beispiele von Ablauf- und Notfallplänen sind diesem Dokument angehängt. 
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8 Zuständigkeit der unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung 
Flüchtlingssozialarbeit im Kontext eines Gewaltschutzkonzeptes  

Die unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung bzw. Flüchtlingssozialarbeit*innen sind 

zuständig für die Entwicklung des konkreten Gewaltschutzkonzeptes der Einrichtung:.  

 Die Erstellung des einrichtungsinternen Leitbildes in Kooperation mit der 

Unterbringungsverwaltung und den Betreibern und Mitwirken bei der Erstellung der 

Hausordnung.  

 Die Schulungen aller Mitarbeitenden der Einrichtung sowie der Bewohner*innen und 

Dolmetscher*innen 

 Erstellung von Ablauf- und Notfallplänen in Fällen von Gewalt, in Zusammenarbeit 

mit anderen Akteuren der Einrichtung 

 Kooperation der unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung mit den 

bundesweiten Hilfetelefonen (siehe Anlage) 

 Unabhängiger Ansprechpartner und Beschwerdestelle bei Fällen von Gewalt 

 Durchführung der (Erst)Beratung und gegebenenfalls Weiterleitung an 

spezialisierte/externe Beratungsstellen (Wildwasser, Beratungsstelle für Opfer von 

Menschenhandel, Frauenberatungsstellen etc.) 

 Kompetenz bei der Entscheidung über eine Verlegung im Falle von (drohender) 

Gewalt  

 Einrichtung eines Flüchtlingsrates in der Unterkunft und Durchführung der Wahl von 

Vertreter*innen (männlich/weiblich)  

 Federführung bei der Weiterentwicklung des einrichtungsbezogenen 

Gewaltschutzkonzepts 

9 Zuständigkeiten des RP / der Kommune für die Einrichtung einer 
Steuerungsgruppe 

Die Liga der freien Wohlfahrtspflege empfiehlt den bereits vielerorts praktizierten Ansatz der 

Einrichtung von Steuerungsgruppen für Gewaltschutzkonzepte fortzuführen. Die 

Aufnahmebehörden des Landes bzw. der kommunalen Verwaltung, sollten abhängig vom 

Einrichtungstyp, für Flüchtlingsunterkünfte eine örtliche Steuerungsgruppe einrichten, 

welche die Implementierung von Gewaltschutz- und Gewaltpräventionsmaßnahmen und 

Standards sowie  den regelmäßigen Austausch aller Beteiligten Einrichtungen und Dienste in 

Flüchtlingsunterkünften sicher stellt.  

Die Steuerungsgruppe sollte grundlegend wie folgt besetzt sein und ist auf Basis örtlicher 

Besonderheiten zu erweitern: 

 Kommunale Verwaltung sowie Fachämter, Integrations- bzw. Flüchtlingsbeauftragte 

 Regierungspräsidium (soweit es sich um eine Aufnahmeeinrichtung des Landes 

handelt) 

 Unabhängige Sozial- und Verfahrensberatung/Flüchtlingssozialarbeit 

 Polizei und Sicherheitsbeauftragte 

 Kinder- und Jugendamt/Träger der Kinder- und Jugendhilfe  
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 Betreiber 

 Wach-, Brandschutz und Sicherheitsdienstleister 

 Lokale Organisationen und Fachberatungsstellen als Kooperationspartner der 

unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung/Flüchtlingssozialarbeit, z.B. LSBTTIQ 

Beratungsstelle 

 Vertreter*innen des Bewohnerrats der Unterkunft 

10 Finanzierung 
Das Regierungspräsidium finanziert nach einem Schlüssel von mindestens 1:100 die 

unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung. Darüber hinaus sind ausreichende 

Stellendeputate für die Erstellung und Implementierung des Gewaltschutzkonzeptes zu 

finanzieren. Bei Einrichtungen mit über 500 Bewohner*innen ist die Zahl der 

Vollzeitäquivalente zur Umsetzung von Gewaltschutzkonzepten im Verhältnis 1:500 zu 

erweitern. Für die weiteren Aufwendungen zur Umsetzung des Gewaltschutzkonzeptes, ein 

unabhängiges Beschwerdemanagement und das regelmäßige Monitoring der 

Gesamtmaßnahmen zum Gewaltschutz (inkl. externe Referent*innen, Räume, Materialien) 

ist eine Kostenerstattung an die Träger der Unabhängigen Sozial- und Verfahrensberatung zu 

gewähren.  

Bei der vorläufigen Unterbringung und Anschlussunterbringung in den Städten und 

Landkreisen ist im Rahmen der Betreuungspauschale oder ergänzender Fördermodelle ein 

entsprechendes Angebot analog zu finanzieren.  
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Das Gewaltschutzkonzept wurde erarbeitet von einer Expert*innen-Gruppe der  Liga der 

Freien Wohlfahrtspflege Baden-Württemberg, unter Beteiligung von Expert*innen aus der 

Sozial- und Verfahrensberatung in den Erstaufnahmeeinrichtungen, aus der 

Flüchtlingsberatung, aus Gewaltschutzprojekten, aus Frauenhäusern, der Projektstelle 

Frauen und Flucht bei den Evangelischen Frauen in Baden und der Fachberatung Flüchtlinge 

im Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe. 

Mitglieder der Expert*innen-Gruppe: 

Susanne Bachmann, VSB Caritas/Diakonie Mannheim; Tabitha Buheitel, VSB 

Caritas/Diakonie Heidelberg; Dr. Iris Engelhardt, Evangelische Frauen in Baden. 

Projektkoordinatorin Frauen und Flucht; Jaqueline Fischbach, DW Freiburg; Daniel Gehrlein, 

DW Main-Tauber; Christian Heinze, DW Heidelberg; Annette Kaulbarsch, Caritas 

Sigmaringen; Kathrin Kugelmann, DW Balingen; Marion Lüttig, VSB Caritas/Diakonie 

Mannheim; Theresa Neuhaus, DW Pforzheim, Frauenhaus Pforzheim; Karin Nila, Caritas 

Heidelberg; Regine Nock-Azari, Evangelischer Oberkirchenrat Karlsruhe, Fachberatung 

Flüchtlinge; Marian Palaga, VSB Caritas/Diakonie Karlsruhe; Jessica Ruhe, Freundeskreis 

Asyl; Corina Torres-Keil, VSB Caritas/Diakonie Heidelberg; Mechthild Uhl-Künzig, Caritas, 

LEA Messstetten; Laura Wall, Projektleiterin Gewaltschutz in Flüchtlingsunterkünften beim 

Diakonischen Werk Freiburg; Barbara Weickel, Freundeskreis Asyl; Karin Wirthgen, VSB 

Caritas/Diakonie Heidelberg; Maria Würfel, VSB Caritas/Diakonie Heidelberg 

Layout: Julika Witte, Studentin MA „Interkulturelle Bildung, Migration und Mehrsprachigkeit“ 
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Glossar - Formen von Gewalt6 

Genitalverstümmelung 

Genitalverstümmelung bezeichnet eine Menschenrechtsverletzung, bei der insbesondere  

Mädchen zur Kontrolle ihrer Sexualität das äußere weibliche Genital teilweise oder 

vollständig abgeschnitten oder verletzt wird. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.terre-des-femmes.de sowie 

www.desertflowerfoundation.org   

Geschlechtsspezifische Gewalt 

„Geschlechtsspezifische Gewalt meint Gewalt, die gegen eine Frau aufgrund ihres 

Geschlechts gerichtet ist oder Frauen unverhältnismäßig betrifft.7 Sie umfasst Handlungen, 

welche physische, psychische und sexuelle Verletzungen und Leiden zufügen, Androhungen 

dieser Handlungen,  

Nötigung und andere Freiheitsberaubungen.“ 

Quelle und ausführliche Informationen: 

www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-

nationen/menschenrechtsabkommen/  

Gewalt „im Namen der Ehre“ 
Bei Gewalt im Namen der Ehre handelt es sich um Gewalt, die zur Erhaltung oder 

Wiederherstellung der vermeintlichen Familienehre angewendet wird. Die Gewalt fängt an 

bei psychischem Druck und reicht von emotionaler Erpressung über körperliche und 

sexualisierte Gewalt bis hin zu Zwangsverheiratungen oder so genannten Ehrenmorden. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.terre-des-femmes.de  

Häusliche Gewalt | Gewalt in Paarbeziehungen 
Der Begriff „Häusliche Gewalt“ umfasst alle Formen der körperlichen, sexuellen, seelischen,  
sozialen und ökonomischen Gewalt zwischen erwachsenen Menschen, die in einer nahen  
Beziehung zueinander stehen oder gestanden haben. 
Das sind vor allem Personen in Lebensgemeinschaften, aber auch in anderen 
Verwandtschaftsbeziehungen. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.big-berlin.info  

  

                                            
6
 Der Glossar ist dem Rahmenkonzept zum Gewaltschutz der Diakonie Berlin-Brandenburg-schlesische 

Oberlausitz entnommen.  
7
 Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt und erläuternder Bericht, 2011, Artikel 3, unter: 
http://www.coe.int/t/dghl/standardsetting/convention-violence/convention. 

http://www.terre-des-femmes.de/
http://www.desertflowerfoundation.org/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/
http://www.terre-des-femmes.de/
http://www.big-berlin.info/
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Homo- und Transphobie und Gewalt gegen LSBTTI 

Homo- und Transphobie beschreibt die Feindseligkeit gegenüber homosexuellen und trans* 

Menschen und ihren Lebensweisen, die sich in Diskriminierung und Gewalt ausdrücken 

kann. 

Lesbische, schwule, bi-, trans*- und intersexuelle Menschen machen schätzungsweise 

mindestens 5% der Geflüchteten aus. In über 70 Ländern ist Homosexualität oder 

Transgeschlechtlichkeit Straftatbestand oder löst Diskriminierung, 

Menschenrechtsverletzungen und Verfolgung aus. Die Verfolgung aufgrund der sexuellen 

Orientierung und geschlechtlichen Identität ist ein anerkannter Asylgrund (EU-Richtlinie 

2011/95, ebenso: Asylgesetz §3b) – d.h. Anerkennung des Flüchtlingsstatus, nicht nur 

„subsidiärer Schutz“, wobei die tatsächliche Verfolgung bzw. die Angst davor bei der 

Anhörung überzeugend glaubhaft gemacht werden muss. Für die Mehrzahl der geflüchteten 

LSBTI stellt jedoch Geheimhaltung eine wichtige Überlebensstrategie dar. In den 

Unterkünften sind LSBTI homo- und transphoben Diskriminierungen und Übergriffen durch 

Personal, Sprachmittler*innen (auch bei Behördengängen) und Mitbewohner*innen 

ausgesetzt. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.lsvd.de, www.netzwerk-lsbttiq.net und 

www.migrationsfamilien.de  

Kindeswohlgefährdung 

Eltern, Fürsorgeberechtigte oder Aufsichtspersonen versäumen es einem Kind die 

Bedingungen zu bieten, die grundlegend für die körperliche und emotionale Entwicklung 

sowie das Wohlergehen eines Kindes sind. 

Erscheinungsformen einer Kindeswohlgefährdung: 

 körperliche und seelische Vernachlässigung  

 seelische Misshandlung  

 körperliche  

 häusliche Gewalt (Partner-/Beziehungsgewalt)  

 Misshandlung  

 sexuelle Gewalt  

Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung: 

 nicht plausibel erklärbare sichtbare Verletzungen oder Selbstverletzungen  

 körperliche oder seelische Krankheitssymptome  

 unzureichende Versorgung (Flüssigkeits- oder Nahrungszufuhr)  

 fehlende ärztliche Vorsorge oder notwendige Behandlung  

 Hygienemängel z. B. Körperpflege, Kleidung, Wohnung  

 mangelnde altersentsprechende Aufsicht oder unbekannter Aufenthalt des Kindes  

 fortgesetzte, unentschuldigte Schulversäumnisse  

 Gewalt in der Familie oder im Lebensumfeld des Kindes 

Quelle und ausführliche Informationen: www.berliner-notdienst-kinderschutz.de  

http://www.lsvd.de/
http://www.migrationsfamilien.de/
http://www.berliner-notdienst-kinderschutz.de/
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Menschenhandel 
Extreme Form der Ausbeutung, die häufig – aber nicht ausschließlich – im Zusammenhang 
mit Migration steht. Betroffene werden durch Gewaltanwendung, finanzielle Ausbeutung, 
Täuschung oder Drohung zur Aus- oder Fortführung von ausbeuterischen Dienstleistungen 
und Tätigkeiten gebracht.   

Immer mehr Menschen sind in die internationale Arbeitsmigration involviert und können 
dabei Opfer von struktureller, psychischer und physischer Gewalt werden. Ihre oft unsichere 
rechtliche und soziale Position sowie der Druck, durch Migration ihr eigenes Leben und das 
ihrer Familie sichern zu müssen, werden dabei gezielt ausgenutzt. Im Bereich 
Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung, aber nicht nur dort, spielen weiterhin 
Geschlechterhierarchien und Gewalt gegen Frauen eine große Rolle. So können 
Migrant*innen Betroffene von Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung oder 
Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung werden.  

Quelle und ausführliche Informationen: www.kok-gegen-menschenhandel.de 

Sexualisierte Gewalt 
Sexuelle Gewalt bedeutet, dass Sexualität als Machtmittel gegen den Willen der Betroffenen 
eingesetzt wird. Es geht nicht um einverständliche Ausübung gewaltförmiger 
Sexualpraktiken. Sexualisierte Gewalt tritt in unterschiedlichen Formen in auf.  

Sexuelle Belästigung/Nötigung kann im öffentlichen Raum, in der Schule, am Arbeitsplatz, in 
Verkehrsmitteln, auf der Straße und in der eigenen Wohnung stattfinden. 

Dazu gehören z.B. taxierende Blicke, Pfiffe, Bemerkungen über die Figur/das Aussehen, 
obszöne Witze, „zufällige“ Berührungen sowie Angrapschen insbesondere an Brust und Po. 
Frauen können sich auch durch das Zeigen erniedrigender pornografischer Darstellungen 
belästigt fühlen. 

Vergewaltigung ist eine extreme Form sexualisierter Gewalt, bei der Sexualität als Mittel zur 
Machtdemonstration, Demütigung und Unterwerfung eingesetzt wird. Vergewaltigung ist 
jedes Eindringen in den Körper einer Person, das mit einem Nötigungsmittel (Gewalt, 
Drohung mit Gewalt oder Ausnutzen einer schutzlosen Lage) erzwungen wurde. 

Eine Vergewaltigung/sexuelle Nötigung bedeutet für jede/n Betroffene/n eine massive 
Verletzung der Persönlichkeit und körperlichen Unversehrtheit sowie der sexuellen 
Selbstbestimmung. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.frauen-gegen-gewalt.de  

  

http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/
http://www.frauen-gegen-gewalt.de/
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Sexualisierte Gewalt gegen Kinder 
Sexueller Missbrauch von Kindern ist jede sexuelle Handlung, die an oder vor einem Kind 
entweder gegen den Willen des Kindes vorgenommen wird oder der das Kind auf Grund  
körperlicher, seelischer, geistiger oder sprachlicher Unterlegenheit nicht wissentlich  
zustimmen kann. Der Täter nutzt seine Macht- und Autoritätsposition aus, um seine  
eigenen Bedürfnisse auf Kosten des Kindes zu befriedigen. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.kein-raum-fuer-missbrauch.de  

Stalking/Nachstellen 

Stalking bezeichnet vorsätzliche und beharrliche Nachstellen und Belästigen einer anderen 

Person und kann im Allgemeinen als „Psychoterror“ beschrieben werden. Stalking 

beeinträchtigt die Lebensführung der Betroffenen. Zu den Beeinträchtigungen gehören 

unter anderem Nachlaufen, ständige Präsenz in der Nähe der Betroffenen, Telefonanrufe, 

Briefe, SMS, Emails/Chat, Eindringenden in den Wohnbereich, Beschädigung von Eigentum 

und das Hinterlassen von Spuren, Drohungen und körperliche Übergriffe. 

Quelle und ausführliche Informationen: www.frauen-gegen-gewalt.de  

Zwangsheirat 

Zwangsverheiratungen liegen dann vor, wenn mindestens einer der Eheleute durch die 

Ausübung von Gewalt oder durch Drohungen zum Eingehen einer formellen oder 

informellen (also durch eine religiöse oder soziale Zeremonie geschlossenen) Ehe gezwungen 

wird. Eine mögliche Weigerung einer der Eheleute hat entweder kein Gehör gefunden oder 

der/die Betroffene hat es nicht gewagt, sich zu widersetzen. Auch die Bedrohung der 

Betroffenen mit existentiellen finanziellen oder ausländerrechtlichen Konsequenzen kann zu 

einer Zwangsverheiratung führen.8 

Quelle und ausführliche Informationen: www.info.zwangsheirat.de  

 

                                            
8
 UNICEF-Broschüre und Vgl. http://www.frauenrechte.de/online/index.php/themen-und-aktionen/gewalt-im-

namen-der-ehre/begriffsdefinition, Stand: 4.5.2016. 

http://www.kein-raum-fuer-missbrauch.de/
http://www.frauen-gegen-gewalt.de/
http://www.info.zwangsheirat.de/
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Checkliste für die Gestaltung von Schutz, Sicherheit und Gewaltfreiheit 
Für geflüchtete Frauen und LSBTTIQ in Flüchtlingsunterkünften  
(Diakonie Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz)  
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Anleitung 
 Durch Anklicken (STRG + Klick) der jeweiligen „Gewaltform“, gelangen Sie zu dem Ablaufschema einer 

entsprechenden Gewaltsituation 

 Durch Anklicken (STRG + Klick) der jeweiligen Gruppen, gelangen Sie zu Informationen bezüglich 

entsprechender Beratungsstellen (Kurzinformation, Erreichbarkeit, „Was darf ich nicht vergessen?“) 

 Durch Anklicken (STRG + Klick) von „Zurück zur Übersicht“, gelangen Sie immer wieder schnell zurück zu 

dieser Startseite. 

Ablaufschemata für Gewaltsituationen / Umgang mit 
Schutzbedürftigen 
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Umgang mit Gewaltbetroffenen 

 Ruhe bewahren, gut zuhören, Zeit lassen, klar & sachlich und menschlich & 

empathisch bleiben. 

 Transparent sein: z.B. erklären, mit wem telefoniert wird und weshalb; was 

weiter passiert & weshalb; weshalb eine Frage gestellt werden muss („Ich 

muss Ihnen Fragen stellen, die für Sie unangenehm sein können. Alle meine 

Frage sind notwendig, um Sie zu schützen und zu unterstützen.“) 

 Nicht mehr versprechen als man einhalten kann oder möchte. Den Betroffenen 

in alle Überlegungen oder Entscheidungen einbeziehen. 

 Eindeutige Stellungnahme („ich stehe auf Ihrer Seite“) bei Wahrung von 

Respekt und „Abstinenz“ von persönlichen Verwicklungen. 

 Nur offene Fragen stellen, die dem Schutz und der Sicherheit dienen. 

Inhaltliche Fragen über den Tathergang sollen nur von geschulten Fachkräften 

gestellt werden! 

 Keine Schuldzuweisungen an das Opfer! 

 Keine Bagatellisierung oder Bewertung der Tat oder deren Folgen! 

o Kein Mensch ist schuld daran, Opfer von Gewalt zu werden. 

o Jeder (Verdachts-) Fall ist ernst zu nehmen und genau zu prüfen. 

 Opfer von Gewalt reagieren unterschiedlich auf Gewalterfahrungen, je nach 

Vorerfahrung, Charakter, Bewältigungsstrategien, psychischer, körperlicher 

und seelischer Verfassung und aktuellen Umständen. Es gibt kein „normales“ 

oder „nicht normales“ Verhalten oder emotionale Reaktion auf eine 

Gewalterfahrung!  

 Auch die Empfindungen und Bedürfnisse von Opfern sind unterschiedlich. 

Deshalb fragen! (z.B. Was brauchen/möchten Sie jetzt? Wie kann ich Sie jetzt 

unterstützen? 

 Opfer von Gewalt sind sehr sensibel für alles was als Schuldzuweisung oder 

Bagatellisierung aufgefasst werden könnte. Z.B. Fragen wie, „Warum erzählen 

Sie das erst jetzt?“ oder „Warum haben Sie sich nicht gewehrt?“ sollen 

vermieden werden. 

 Opfer von Gewalttaten haben einen enormen Kontrollverlust erlitten. Ihr 

Vertrauen in andere Menschen ist erschüttert und die Welt erscheint ihnen als 

unberechenbar und unsicher. Alles was Vertrauen aufbaut (Transparenz, 

Empathie usw.) und Selbstbestimmung wieder herstellt, ist hilfreich. 

 Im Schockzustand sind Opfern sehr begrenzt in ihren Aufnahme- und 

Entscheidungsfähigkeiten. Hier gilt: soviel Information wie nötig, so wenig wie 

möglich. 

 

Bei der Dokumentation:  

 Fachliche, bewertungsfreie, genaue Schilderung des Sachverhaltes 

 Getrennte Schilderung der emotionalen Reaktionen des Opfers und ggf. des 

Täters / der Täterin 

 Eigene Einschätzung der Geschehnisse mit Begründung. (Das Opfer  weinte, 

zitterte, wirkte abwesend / verwirrt…) 



 

 

 



 

 
 



 

 
 



 

 

 
  



 

 
  



 

 



 

 

 
 
 
 

Sexualisierte Gewalt 
Bei sexualisierten Gewaltdelikten ist die Spurensicherung durch einen Mediziner 
(innerhalb von 72 Stunden) sehr wichtig – unabhängig davon, ob Anzeige erstattet 
wird. 

 Kontakte KRANKENHAUS/KLINIK 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten FACHBERATUNGSSTELLE 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Häusliche Gewalt 
Bei sexualisierten Gewaltdelikten ist die Spurensicherung durch einen Mediziner 
(möglichst zeitnah) sehr wichtig – unabhängig davon, ob Anzeige erstattet wird. 

 Kontakte KRANKENHAUS/KLINIK 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

Besteht Schutzbedarf für Frauen oder Kinder? 
 Kontakte/Öffnungszeiten FRAUEN- und KINDERSCHUTZHAUS 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

In Akutfällen 
 Polizei-Notruf (Tel.: 110) 

 Telefonseelsorge 
 0800 1110 - 222 

 

Zwangsheirat 
 Kontakte/Öffnungszeiten FACHBERATUNGSSTELLE 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Menschenhandel 
 Kontakte/Öffnungszeiten FACHBERATUNGSSTELLE 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

Schutzbedürftige Frauen 



 

 

Strafprozessbegleitung 
 Kontakte/Öffnungszeiten FACHBERATUNGSSTELLE 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Unterstützung für Opfer von Kriminalität 
 Weisser Ring, Lokalbüro Baden-Württemberg (Stuttgart) 

Kontakte:  0711/90713990 

lbbadenwuerttemberg@weisser-ring.de 

Opfer-Telefon: 116 006 (tägl. 07:00 – 22:00) 

 

Psychische Gewalt 
 Kontakte/Öffnungszeiten PSYCHOLOGISCHE FACHBERATUNGSSTELLE 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten PSYCHIATRIE 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten TRAUMAZENTRUM 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Wohneinrichtungen für schutzbedürftige Personen 
Insbesondere für allein reisende Frauen und alleinerziehende Frauen 

 Kontakte/Öffnungszeiten der EINRICHTUNGEN 

XXXXX 
XXXXX 
XXXXX 

  



 

 

 
 
 
 

Jugendamt 
 Kontakte/Öffnungszeiten JUGENDAMT 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 24Stunden Notruf: XXXXX 

 

Frühe Hilfen - Kompetenzzentrum 
 Kontakte/Öffnungszeiten KOMPETENZZENTRUM 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Frauen- und Kinderschutzhaus 
 Kontakte/Öffnungszeiten FRAUEN- und KINDERSCHUTZHAUS 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Fachberatungsstellen 
 FB Sexueller Missbrauch 

Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 FB Mädchen in Not 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 FB Jugendliche in Not 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 FB Familien 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Pädagogische FB 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

 Psychologische FB 

Kinder und Jugendliche / Unbegleitete Minderjährige 



 

 

Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Kinder- und JugendpsychologInnen /-psychiaterInnen 
 Kontakte  XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Jugendhilfeeinrichtungen 
Zur gesonderten Unterbringung von unbegleiteten Minderjährigen 

 Kontakte ZUSTÄNDIGES JUGENDAMT  

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

  



 

 

 
 
 
 

Fachberatungsstellen 
Je nach Form der Gewalt, sind unterschiedliche Fachberatungen erforderlich 

 FB Senioren 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 FB Behinderung 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten WEITERE WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Pflegeeinrichtungen 
 Kontakte PFLEGEEINRICHTUNGEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Wohneinrichtungen für schutzbedürftige Personen 
 Kontakte/Öffnungszeiten der EINRICHTUNGEN 

XXXXX 
XXXXX 
XXXXX 

  

Ältere Schutzbedürftige 



 

 

 
 
 
 

Fachberatungsstellen 
Je nach Form der Gewalt, sind unterschiedliche Fachberatungen erforderlich 

 Kontakte/Öffnungszeiten WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Pflegeeinrichtungen / Behinderteneinrichtungen 
 Lebenshilfe 

Kontakte  XXXXX 

   XXXXX 

   XXXXX 

 Kontakte WICHITGE PFLEGE- und BEHINDERTENEINRICHTUNGEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Wohneinrichtungen für schutzbedürftige Personen 
 Kontakte/Öffnungszeiten der EINRICHTUNGEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

  

Menschen mit Behinderung 



 

 

 
 
 
 

Fachberatungsstellen 
Je nach Form der Gewalt, sind unterschiedliche Fachberatungen erforderlich 

 FB HIV / AIDS 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX  

 Psychologische FB 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten  WEITERE WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Krankenhäuser / Kliniken 
 Kontakte  XXXXX 

   XXXXX 

   XXXXX 

 

Psychiatrie 
 Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Traumazentrum 
 Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 
 

Selbsthilfegruppen 
 Kontakte/Termine der SELBSTHILFEGRUPPEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Wohneinrichtungen für schutzbedürftige Personen 
 Kontakte/Öffnungszeiten der EINRICHTUNGEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

Kranke (psychisch / pysisch) 



 

 

 
 
 
 

Fachberatungsstellen 

Je nach Form der Gewalt, sind unterschiedliche Fachberatungen erforderlich 

 Psychologische FB 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX  

 Kontakte/Öffnungszeiten  WEITERE WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Traumazentrum 
 Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Traumanetzwerk 
 Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

TraumapsychologInnen 
 Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

  

Frühere Opfer von Gewalt 



 

 

 
 
 
 

Fachkräfte 

Bei religiös motivierter Gewalt sollten Fachkräfte hinzugezogen werden 

 KirchenbezitksbeauftrageR Flucht und Migration 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX  

 SeelsorgerInnen 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Fachberatungsstellen 
 Antidiskriminierungsstelle 

Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten  WEITERE WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 
XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Ggf. räumliche Trennung / Verlegung  
von Minderheiten in der Wohnunterkunft  
 

Prävention 
 Arbeiten für ein friedliches Miteinander der Religionen (z.B. interreligiöse 

Gebete) 

 Gemeinsames Arbeiten am Leitbild mit den Bewohnern 

  

Ethnische und religiöse Minderheiten 



 

 

 
 
 
 

Fachberatungsstellen 
 FB LSBTTIQ 

Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Antidiskriminierungsstelle 
Kontakte: XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 Kontakte/Öffnungszeiten  WEITERE WICHTIGE FACHBERATUNGSSTELLEN 

XXXXX 

XXXXX 

XXXXX 

 

Verlegung in eine geschützte Unterkunft 
Grundsätzlich sollte angestrebt werden, für LSBTTIQ-Geflüchtete eine geschützte 
Unterkunft außerhalb von großen Erstaufnahmestellen ausfindig zu machen  und 
insbesondere bei Personen, die im ländlichen Raum untergebracht sind, bei einem 
Transfer darauf zu achten, dass dieser in eine der großen Städte Baden-
Württembergs pro Regierungsbezirk erfolgt. (Großstädte haben LSBTTIQ Szene, 
Vernetzung und Beratung)  
Das Merkmal der sexuellen Identität und die sexuelle Orientierung ist nur teilweise 
bzw. gar nicht augenscheinlich. Um somit als Ansprechperson für die Geflüchteten 
bei diesem sehr tabubelasteten Themenfeld sicherbar zu werden, können 
entsprechende Plakate, Informationsflyer oder bspw. ein schlichter 
Regenbogenaufkleber dienlich sein. Auch hier hilft unterstützt beispielsweise das 
Netzwerk LSBTTIQ Baden-Württemberg (http://netzwerk-lsbttiq.net) oder der 
Lesben- und Schwulenverband Deutschland (www.lsvd.de)  
 
Für Fachkräfte die mit geflüchtete LSBTTIQ arbeiten: 
www.schwuelenberatungberlin.de/post.php?id=3169 
 
http://www.queer-refugees.de/ mit Informationen in Arabisch, Dari, Farsi, Pashto, 
Französisch, Russisch, Englisch und Deutsch 
 
 
 

LSBTTIQ 

http://netzwerk-lsbttiq.net/
http://www.lsvd.de/
http://www.schwuelenberatungberlin.de/post.php?id=3169
http://www.queer-refugees.de/

